
Frau Dr. Schönebeck (PDS):

Herr Kollege Wöstenberg, wir alle haben Freude an Ihren of­
fenbar auch wachsenden rhetorischen Fähigkeiten. Darf ich Sie 
dennoch, bei allem Optimismus, den Sie in Ihrer Rede verbreitet 
haben, fragen, ob Sie den Bedenken, die Frau Hildebrandt hier 
geäußert hat, und den Sorgen zustimmen und ob Ihnen bekannt 
ist, daß in diesem Land DDR eine ganz erschreckend wachsende 
Suizidrate unter älteren Menschen und Vorruheständlern, ins­
besondere unter alleinstehenden Frauen, zu verzeichnen ist.

(Unruhe im Saal)

Dr. Wöstenberg (F.D.P.):

Frau Schönebeck, ich habe mich in meinen Ausführungen 
deutlich auch zum Sozialzuschlag bei den Renten geäußert. Ich 
denke, Sie haben es gehört, daß ich auch dort um eine Dynami­
sierung ersucht habe, so wie wir es hier beschlossen haben. Sie 
werden sich erinnern, daß ich auch zu denjenigen gehört habe, 
die in unserem Ausschuß initiiert haben, daß auch die Witwen­
rente auf die Rente aufgeschlagen werden muß, weil Alleinste­
hende ohnehin erhöhten Haushaltsaufwand haben.

Über diese Suizidrate kann ich hier natürlich nichts sagen, 
wenn Sie das so in den Raum stellen. Das ist aber Verunsiche­
rung und Nörgelei und jetzt erneut Dramatisierung der Situa­
tion, die wir bessern müssen. Und deshalb habe ich von dynami­
schen Feldern der Politik gesprochen. Mit dem Abschluß des 
Einigungsvertrages wird doch die Sozialpolitik nicht beendet, 
sondern sie fängt doch in der Arbeit erst an. Das ist doch ent­
scheidend.

(Beifall bei der F.D.P.)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ullmann :

Erlauben Sie weitere Zusatzfragen?

Dr. Wöstenberg (F.D.P.):

Ich denke, Herr Kollege Schmidt wird das hier noch erklären, 
oder?

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ullmann:

Jetzt kommt erst etwas von der Linken.

Ziel (SPD):

Herr Dr. Wöstenberg, Sie haben alle Fraktionen mit Kompli­
menten bedacht außer Ihre eigene. Aber jetzt dazu noch eine 
ernsthafte Frage, nämlich zu Ihrem Beitrag, die Rentenerhö­
hungen betreffend: Die Ministerin Hildebrandt hat vor Wochen 
bereits spürbare Rentenerhöhungen für unsere Bürger gefor­
dert. Wie stehen Sie, wie steht die F.D.P. zu diesen Forderungen? 
Sie sprachen ja selber auch davon, daß sich da etwas tun müßte. 
Die Renten sind an die Lohnentwicklung gebunden, wie wir wis­
sen. Da müßte ja in der Zwischenzeit jetzt etwas geschehen. Wir 
können nicht bis zum 1. Juli warten.

Dr. Wöstenberg (F.D.P.):

Das habe ich doch ganz eindeutig gesagt. Ich denke, ich ha­
be mich klar geäußert, daß wir meinen, es müßte zum 1. De­
zember oder 1. Januar eine Rentenanpassung sein. Es haben
5,6 Millionen Arbeitnehmer erhöhte Löhne. Damit ergibt sich 
ein neues Lohnniveau in der DDR insgesamt. Weitere Lohnab­
schlüsse für Tausende von Menschen stehen vor der Verab­
schiedung. Insofern ist das eine gesetzlich zwingende Situa­
tion. Da kann man nicht bis zum 1. Juli nächsten Jahres war­
ten.

(Ziel, SPD: Aber für viele Rentner in der DDR wäre auch der 
1. Dezember reichlich spät, denke ich.)

Aber ich glaube, und das habe ich nicht umsonst betont, man 
kann in der Sozialpolitik auch nur das verteilen, was im Topf drin 
ist. Aber ich glaube schon, wir müßten uns gemeinsam dafür 
stark machen, daß unsere Rentner, die ja im Durchschnitt erheb­
lich unter dem Niveau der Bundesrepublik liegen, zum 1. De­
zember oder 1. Januar diese Erhöhung spüren.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ullmann:

Sie kommen sofort zu Wort, Herr Dr. Schmidt. Vom Präsidium 
aus ist zu sagen, daß soeben die Redezeit der F.D.P. verzehrt 
worden ist, aber Sie können noch auf die Frage antworten. Bitte.

Schmidt (DSU):

Herr Kollege Wöstenberg, ich gehe davon aus, daß Sie ein Fi­
nanzierungsprogramm der F.D.P. für das Gesundheitswesen 
vorlegen können, und frage Sie, wie dieses aussieht.

Dr. Wöstenberg (F.D.P.):

Herr Schmidt, ich gehe davon aus, daß wir hier ein Kranken­
hausfinanzierungsgesetz verabschiedet haben. Und das gibt uns 
die Möglichkeit, und diesen Rahmen wollen wir nutzen. Wir kön­
nen doch hier jetzt kein neues Gesetz machen. Oder wollen Sie 
ein neues Gesetz machen?

(Schmidt, DSU: Der ambulante Bereich!)

Ich habe doch gesagt, daß Sie die Polikliniken verunsichert ha­
ben, doch nicht ich! Wir setzen uns doch dafür ein, daß in den 
Polikliniken eine sozial vertretbare Übergangsregelung ge­
schaffen wird.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ullmann:

Schönen Dank, Herr Abgeordneter. Der nächste Redebeitrag 
kommt vom Abgeordneten Geisler, Fraktion CDU/DA.

Dr. Geisler (CDU/DA):

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ausgehend 
von den deutlichen Unterschieden in der Ausgangslage der bei­
den deutschen Staaten, waren wir und auch viele Menschen in 
anderen Ländern der Meinung, in der DDR wäre eine besonders 
gute soziale Sicherung erreicht und realisiert. Dies war nicht nur 
auf einem niedrigen Niveau, sondern auch leider ohne wirkliche 
Sicherung, wie wir jetzt an dem Bankrott der Wirtschaft erleben.

Eine genaue Analyse der sozialen Sicherung besonders im Fa­
milien- und Frauenbereich in der BRD und ein Vergleich mit den 
Leistungen in der DDR bringt zutage, daß die Bundesrepublik 
schon jetzt an vielen Stellen deutliche Vorteile hat. Wenn Sie, 
Herr Gysi, vorhin geäußert hatten, es wäre doch gut gewesen, 
wenn wir wenigstens eines dieser positiven Verhältnisse der 
DDR den bundesrepublikanischen Frauen hätten zugute kom­
men lassen können, dann muß ich Ihnen sagen, dies ist häufig in 
den Verhandlungen bedacht worden, aber

(Zuruf von der PDS: Sie wollten nicht!)

es hätte drei- bis viermal soviel Mittel für Bundesrepublikane­
rinnen und bundesrepublikanische Familien gebraucht. Und 
dort ist eben eindeutig für uns entschieden worden, daß die Mit­
tel für uns gebraucht werden.

Ich möchte dies in Einzelheiten darstellen, die drei großen Be­
reiche, die in dieses Ministerium Familie und Frauen fallen.

Kindergeld und Steuerfreibeträge: Die Kindergeldzahlungen

1675


